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1. Instanz

Aktenzeichen S 7 KR 433/21
Datum 20.09.2023

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 1137/23
Datum 10.10.2024

3. Instanz

Datum -

Â 

Die Berufung der Beklagten gegen das Urteil des Sozialgerichts MÃ¼nster
vom 20.09.2023 wird zurÃ¼ckgewiesen.

Â 

Die Beklagte trÃ¤gt die Kosten des Rechtsstreits im Berufungsverfahren.

Â 

Die Revision wird nicht zugelassen.

Â 

Der Streitwert wird endgÃ¼ltig auf 651,37 Euro festgesetzt.

Â 
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Â 

Tatbestand

Â 

Die Beteiligten streiten um die HÃ¶he eines Festzuschusses fÃ¼r Zahnersatz.

Â 

Der KlÃ¤ger ist der Ehemann der am 00.00.0000 im Alter von 71 Jahren
verstorbenen Frau V. (im Folgenden: Versicherte). Diese war bis zu ihrem Tod bei
der Beklagten gesetzlich krankenversichert.

Â 

Die Versicherte beantragte unter Vorlage zweier Heil- und KostenplÃ¤ne des
Zahnarztes U. vom 12.11.2020 bei der Beklagten die KostenÃ¼bernahme fÃ¼r
einen Zahnersatz. Die Beklagte beauftragte am 27.11.2020 den Zahnarzt G. mit der
Erstellung eines Gutachtens.

Â 

G. kam in seinem Gutachten vom 08.12.2020 zu dem Ergebnis, dass die Planung
den Richtlinien entspreche und der Behandlungsplan befÃ¼rwortet werde. Die
Beklagte bewilligte daraufhin mit Bescheid vom 16.12.2020 den vorgelegten Heil-
und Kostenplan. Zugleich wies sie darauf hin, dass die Versicherte kein
vollstÃ¤ndiges Bonusheft habe. Sie â�� die Beklagte â�� beteilige sich daher mit 60
Prozent an den Kosten des Zahnersatzes.

Â 

Die Versicherte erhob dagegen Widerspruch und machte geltend, in ihrem
Bonusheft fehle lediglich ein einziger Stempel in den letzten 10 Jahren fÃ¼r das Jahr
2019. Bei ihr hÃ¤tten jedoch besondere UmstÃ¤nde vorgelegen, die die
DurchfÃ¼hrung eines Zahnvorsorgetermins verhindert hÃ¤tten. Sie sei im
FrÃ¼hjahr 2019 schwer an Krebs erkrankt. Sie habe sich zwei lebensgefÃ¤hrdenden
Operationen unterziehen mÃ¼ssen. Die Erkrankung, Behandlung, Rehabilitation,
Nachsorge usw. hÃ¤tten sich Ã¼ber das ganze Jahr 2019 hingezogen, so dass ein
Zahnvorsorgetermin nicht mÃ¶glich gewesen sei. Sie habe Anfang MÃ¤rz in F. (S.),
wo sie Ã¼berwintert habe, einen Schlaganfall erlitten. WÃ¤hrend des achttÃ¤gigen
Krankenhausaufenthaltes dort sei ein Magenkarzinom festgestellt worden. Nach
ihrer RÃ¼ckkehr nach Deutschland sei sie kurzfristig zur weiteren Diagnostik bis
Ende MÃ¤rz 2019 in der L. in I. stationÃ¤r aufgenommen worden. Dort habe sie
auch eine beidseitige Lungenembolie erlitten. Am 15.04.2019 sei eine
prÃ¤operative Chemotherapie aufgenommen worden. Im Juni sei sie dann wegen
der ebenfalls bestehenden COPD im J. in R. in stationÃ¤rer Behandlung gewesen.
Ende Juni 2019 sei dann im Rahmen eines stationÃ¤ren Aufenthaltes in der L. die
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Magen-OP erfolgt; es seien der Magen, die Gallenblase und ein Lymphknoten
entnommen worden. Nachfolgend sei ihre Lunge kollabiert, so dass sie zehn Tage in
ein kÃ¼nstliches Koma versetzt worden sei. Sie habe sieben Wochen auf der
Intensivstation behandelt und kÃ¼nstlich beatmet werden mÃ¼ssen. Nach dem
Klinikaufenthalt sei sie im September 2019 in einer Anschlussheilbehandlung in C.
gewesen. Danach habe sie sich â��zurÃ¼ck ins Leben kÃ¤mpfenâ�� mÃ¼ssen. Sie
habe 15 kg Gewicht verloren gehabt, sei sauerstoffpflichtig gewesen, habe an
Ã�belkeit, Schwindel, Appetitlosigkeit, ErschÃ¶pfungszustÃ¤nden und innerer
Unruhe gelitten. Sie habe das Laufen und vor allem das Essen neu erlernen
mÃ¼ssen, habe insbesondere unter hÃ¤ufigen DurchfÃ¤llen gelitten. ZusÃ¤tzlich
habe sie zum Dezember 2019 an ErkÃ¤ltungsinfekten gelitten, der starke Husten
habe zu einem Narbenbruch gefÃ¼hrt. Zudem sei zu betonen, dass sie â��
nachgewiesen durch entsprechende Bonushefte â�� seit dem Jahr 1989 lediglich in
den Jahren 1993 und 2019 die erforderlichen zahnÃ¤rztlichen Untersuchungen nicht
habe durchfÃ¼hren lassen.

Â 

Zum Nachweis legte die Versicherte eine Kopie ihres Bonusheftes vor, das
jÃ¤hrliche Zahngesundheitsuntersuchungen in den Jahren 2005 bis 2020 mit
Ausnahme des Jahres 2019 nachweist. Zudem Ã¼bersandte sie eine Bescheinigung
des Zahnarztes U., wonach sie am 21.10.2019 und 09.12.2019
Untersuchungstermine vereinbart hatte, diese aber wegen ihrer schweren
Erkrankung habe absagen mÃ¼ssen. Ihre HausÃ¤rztin X. bestÃ¤tigte zudem, dass
die Versicherte auf Grund ihrer schweren Krebserkrankung 2019 nicht in der Lage
gewesen sei, zu reinen VorsorgemaÃ�nahmen das Haus zu verlassen.

Â 

Mit Widerspruchsbescheid vom 18.05.2021 wies der Widerspruchsausschuss der
Beklagten den Widerspruch der Versicherten als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die
Festsetzung des Festzuschusses sei entsprechend der Festzuschussrichtlinie des
Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) erfolgt. Es sei kein Bonus
berÃ¼cksichtigt worden. Die Voraussetzungen der HÃ¤rtefallregelungen des Â§ 55
Abs. 2 und 3 SGB V seien nicht erfÃ¼llt gewesen. Der Gesetzgeber habe kein
Ermessen vorgesehen, wenn wÃ¤hrend der letzten fÃ¼nf Jahre nicht in jedem
Kalenderjahr die Vorsorgeuntersuchung durchgefÃ¼hrt worden sei. 

Â 

Am 28.05.2021 hat die Versicherte vor dem Sozialgericht I. Klage erhoben. Sie hat
ihre AusfÃ¼hrungen aus dem Widerspruchsverfahren widerholt und vertieft. Die
von ihr durchlittenen Erkrankungen im Jahr 2019 stellten einen Ausnahmefall i.S.d. 
Â§ 55 Abs. 1 S. 6 SGB V dar.

Â 

Nachdem die Versicherte am 00.00.0000 verstorben war, hat der Ehemann als
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Alleinerbe seiner Ehefrau das Verfahren fortgefÃ¼hrt.

Â 

Der KlÃ¤ger hat beantragt,

Â 

unter teilweiser Aufhebung des Bescheides vom 16.12.2020 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.05.2021 die Beklagte zu verpflichten, den Antrag
auf die GewÃ¤hrung von FestzuschÃ¼ssen im Hinblick auf deren HÃ¶he unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu bescheiden.

Â 

Die Beklagte hat beantragt,

Â 

die Klage abzuweisen.

Â 

Sie hat die AusfÃ¼hrungen im Widerspruchsbescheid fÃ¼r zutreffend gehalten. Die
Bonusregelung zur ErhÃ¶hung der FestzuschÃ¼sse sei zwar zum 01.10.2021
(gemeint wohl: â��2020â��) versichertenfreundlicher gestaltet worden. Demnach
bleibe in begrÃ¼ndeten AusnahmefÃ¤llen ein einmaliges VersÃ¤umnis einer
Vorsorgeuntersuchung folgenlos und wirke sich auf die ErhÃ¶hung der
FestzuschÃ¼sse nicht aus. Eine Vorgabe mÃ¶glicher AusnahmetatbestÃ¤nde
erfolge in der Vorschrift nicht. Beispielhaft kÃ¶nne eine akute, schwere Erkrankung
angefÃ¼hrt werden. Es gelte aber zu beachten, dass sich die Neuregelung auf
Grund des ausdrÃ¼cklichen Bezugs auf Â§ 55 Abs. 1 Satz 5 SGB V ausschlieÃ�lich
auf die zusÃ¤tzliche ErhÃ¶hung der FestzuschÃ¼sse um weitere 5% beziehe. Sofern
die Zahnvorsorgeuntersuchung also in den letzten fÃ¼nf Kalenderjahren vor
Behandlungsbeginn versÃ¤umt worden sein sollte, sei eine ErhÃ¶hung der
FestzuschÃ¼sse ausgeschlossen. Das VersÃ¤umen kÃ¶nne daher nur dann
folgenlos bleiben, wenn fÃ¼r die letzten fÃ¼nf Jahre ein lÃ¼ckenloser Nachweis
erbracht sei. Zudem sei darauf hinzuweisen, dass auch bis zu dem Beginn der
Erkrankung der Verstorbenen im MÃ¤rz 2019 die MÃ¶glichkeit der zahnÃ¤rztlichen
Untersuchung bestanden habe, diese aber nicht genutzt worden sei.

Â 

Auf Anforderung des Gerichts hat der KlÃ¤ger die Rechnung des Zahnarztes U. vom
19.02.2021 Ã¼ber Gesamtkosten i.H.v. 6.184,60 Euro vorgelegt. Danach betrug der
Festzuschuss 2.605,48 Euro, der Eigenanteil 3.579,12 Euro. DarÃ¼ber hinaus hat er
eine Kopie eines Kontoauszuges der Eheleute vorgelegt, wonach der Eigenanteil an
der prothetischen Versorgung am 08.03.2021 an den behandelnden Zahnarzt

                             4 / 15

https://dejure.org/gesetze/SGB_V/55.html


 

Ã¼berwiesen wurde.

Â 

Auf Nachfrage des Gerichts hat der KlÃ¤ger sein Begehren konkretisiert und die
Erstattung eines weiteren Betrages von 651,37 Euro geltend gemacht.

Â 

Mit Urteil vom 20.09.2023 hat das Sozialgericht die Beklagte verurteilt, den Antrag
auf die GewÃ¤hrung von FestzuschÃ¼ssen im Hinblick auf deren HÃ¶he unter
Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts erneut zu bescheiden. Entgegen der
Auffassung der Beklagten setze Â§ 55 Abs. 1 S. 6 SGB V nicht voraus, dass die
einmalige VersÃ¤umung eines zahnÃ¤rztlichen Vorsorgeuntersuchungstermins in
den Jahren sechs bis zehn vor Behandlungsbeginn erfolgt sei und die
Untersuchungen in den fÃ¼nf Jahren vor Behandlungsbeginn nicht versÃ¤umt
worden seien. Dies ergebe sich schon nicht aus dem Wortlaut der Norm. Aus der
Historie und den Gesetzesmaterialien lasse sich ein solches VerstÃ¤ndnis ebenfalls
nicht ableiten. Auch die Systematik, insbesondere der Vergleich mit Â§ 55 Abs. 1 S.
4 und 5 SGB V spreche gegen die Auffassung der Beklagten. Ã�berdies komme nach
den Schilderungen des Krankheitsverlaufes der Versicherten im Jahr 2019 ein
Ausnahmefall i.S.d. Â§ 55 Abs. 1 S. 6 SGB V in Betracht. Das Vorliegen eines solchen
habe die Beklagte auch nicht bestritten. Wegen der grundsÃ¤tzlichen Bedeutung
der Rechtssache hat das Sozialgericht Ã¼berdies die Berufung zugelassen.

Â 

Gegen das der Beklagten am 05.12.2023 zugestellte Urteil hat diese am 20.12.2023
Berufung eingelegt. Es gelte zu beachten, dass sich die Regelung des Â§ 55 Abs. 1
S. 6 SGB V aufgrund des ausdrÃ¼cklichen Bezugs auf Â§ 55 Abs. 1 Satz 5 SGB V
ausschlieÃ�lich auf die zusÃ¤tzliche ErhÃ¶hung der FestzuschÃ¼sse um weitere 5
% beziehe. Sollte die Zahnvorsorgeuntersuchung also in den letzten fÃ¼nf
Kalenderjahren vor Behandlungsbeginn versÃ¤umt worden sein, so sei eine
ErhÃ¶hung der FestzuschÃ¼sse ausgeschlossen. Folglich kÃ¶nne das VersÃ¤umen
einer Zahnvorsorgeuntersuchung in den letzten zehn Jahren erst folgenlos bleiben,
sofern fÃ¼r die letzten fÃ¼nf Kalenderjahre vor Behandlungsbeginn ein
lÃ¼ckenloser Nachweis erbracht werden kÃ¶nne. Dem entsprechend habe der
Gesetzgeber kein Ermessen vorgesehen, wenn wÃ¤hrend der letzten fÃ¼nf Jahre
nicht in jedem Kalenderjahr die Vorsorgeuntersuchung durchgefÃ¼hrt worden sei.
Diese Auffassung werde auch durch die AusfÃ¼hrungen der KassenzahnÃ¤rztlichen
Bundesvereinigung auf deren Homepage gestÃ¼tzt: Danach greife die
Ausnahmeregelung des Â§ 55 Abs. 1 S. 6 SGB V nur fÃ¼r den sog. groÃ�en Bonus
nach zehn Jahren. LÃ¤gen die Voraussetzungen fÃ¼r den kleinen Bonusanspruch
nach fÃ¼nf Jahren nicht vor, greife die Regelung hingegen nicht. Es mÃ¼sse immer
die lÃ¼ckenlose Inanspruchnahme der Untersuchungen fÃ¼r mindestens fÃ¼nf
Jahre unmittelbar vor der Behandlung nachgewiesen werden kÃ¶nnen. Diese
Auffassung sei auch durch das SG MÃ¼nchen in einem Gerichtsbescheid vom
28.12.2022, Az: S 61 KR 1010/22 bestÃ¤tigt worden.
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Â 

Zudem sei ein Ausnahmefall i.S.d. Â§ 55 Abs. 1 S. 6 SGB V vorliegend nicht
erkennbar. Die Verstorbene habe sich im Jahr 2019 bis einschlieÃ�lich MÃ¤rz in S.
aufgehalten. Danach sei es zu folgenden stationÃ¤ren Aufenthalten gekommen:

Â 

â�¢ 20.03. â�� 29.03.2019: Krankenhausaufenthalt

â�¢ 07.06. â�� 11.06.2019: Krankenhausaufenthalt

â�¢ 24.06. â�� 28.08.2019: Krankenhausaufenthalt

â�¢ 02.09. â�� 23.09.2019: RehabilitationsmaÃ�nahme

â�¢ 23.10.2019: vorstationÃ¤re Krankenhausbehandlung

Â 

Es habe ausweislich der der Beklagten vorliegenden Pflegegutachten (vom
07.05.2019 und vom 18.10.2019) fÃ¼r die Verstorbene sehr wohl die MÃ¶glichkeit
bestanden, ambulante Ã¤rztliche Termine wahrzunehmen. So habe sie im
September 2019 angegeben, dass sie ihren Hausarzt zweimal monatlich, den
Onkologen einmal im Quartal, die Diabetologin einmal im Monat und den
OrthopÃ¤den einmal im Quartal in Begleitung aufsuche. Ganz offensichtlich sei die
Verstorbene im Jahr 2019 damit gesundheitlich durchaus in der Lage gewesen,
zwischen dem Auslandsaufenthalt, den Krankenhausaufenthalten und der
RehabilitationsmaÃ�nahme Ã�rzte verschiedener Fachrichtungen allein oder in
Begleitung zur ambulanten Behandlung aufzusuchen. Gleiches wÃ¤re daher auch
bei der Zahnvorsorgeuntersuchung mÃ¶glich gewesen. Zudem kÃ¶nne eine
Zahnvorsorgeuntersuchung in AusnahmefÃ¤llen auch als Hausbesuch
durchgefÃ¼hrt werden.

Â 

Die Beklagte beantragt sinngemÃ¤Ã�,

Â 

das Urteil des Sozialgerichts I. vom 20.09.2023 abzuÃ¤ndern und die Klage
abzuweisen.

Â 

Der KlÃ¤ger beantragt sinngemÃ¤Ã�,

Â 
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

Er hÃ¤lt das Urteil des Sozialgerichts fÃ¼r zutreffend. Insbesondere stelle die
Ã¼ber zehn Monate bestehende krankheitsbedingte UnmÃ¶glichkeit der
Wahrnehmung eines Vorsorgetermins durch die Verstorbene einen Ausnahmefall
i.S.d. Â§ 55 Abs. 1 S. 6 SGB V dar.

Â 

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den
Inhalt der Gerichtsakte sowie der beigezogenen Verwaltungsakten der Beklagten
Bezug genommen. Der Inhalt dieser Akten ist Gegenstand der Beratung gewesen.

Â 

Â 

EntscheidungsgrÃ¼nde

Â 

Der Senat kann gem. Â§Â§ 153 Abs. 1 i.V.m. 124 Abs. 2 SGG ohne mÃ¼ndliche
Verhandlung entscheiden, weil sich alle Beteiligten zuvor hiermit einverstanden
erklÃ¤rt haben.

Â 

Die vom Sozialgericht nach Â§ 144 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGG zugelassene und form- und
fristgerecht i.S.d. Â§ 151 SGG eingelegte Berufung der Beklagten ist auch im
Ã�brigen zulÃ¤ssig, jedoch nicht begrÃ¼ndet. Zu Recht hat das Sozialgericht der
kombinierten Anfechtungs- und Verpflichtungsbescheidungsklage des KlÃ¤gers
i.S.d. Â§ 54 Abs. 1. S. 1 SGG stattgegeben. Der KlÃ¤ger ist durch den
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid vom 16.12.2020 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.05.2021, mit dem die Beklagte die GewÃ¤hrung
hÃ¶herer FestzuschÃ¼sse als 60 Prozent der nach Â§ 57 Abs. 1 S. 6 und Abs. 2 S. 5,
6 SGG festgesetzten BetrÃ¤ge abgelehnt hat, beschwert i.S.d. Â§ 54 Abs. 2 SGG.
Nach dem Tod seiner Ehefrau ist er insbesondere klagebefugt, weil die MÃ¶glichkeit
besteht, dass ihm als Rechtsnachfolger der geltend gemachte Anspruch zusteht.
Die Ablehnung von FestzuschÃ¼ssen i.H.v. weiteren 15 Prozentpunkten Ã¼ber den
bereits gewÃ¤hrten erweist sich als rechtswidrig.

Â 

A. Der KlÃ¤ger ist prozessfÃ¼hrungsbefugt. Er ist zwar nicht
Sonderrechtsnachfolger seiner verstorbenen Ehefrau geworden (dazu unter I.). Er
kann den Anspruch jedoch als Gesamtrechtsnachfolger geltend machen (dazu unter
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II.).

Â 

I. Nach dem Tod seiner Ehefrau ist der KlÃ¤ger in Bezug auf den hier streitigen
Anspruch nicht Sonderrechtsnachfolger nach Â§ 56 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB I
geworden. Danach stehen beim Tode der berechtigten Person fÃ¤llige AnsprÃ¼che
auf laufende Geldleistungen an erster Stelle dem Ehegatten zu, wenn dieser mit der
berechtigten Person zur Zeit ihres Todes in einem gemeinsamen Haushalt gelebt
hat. Vorliegend hat der KlÃ¤ger als Ehemann der Versicherten zwar zum Zeitpunkt
ihres Todes mit dieser in einem gemeinsamen Haushalt gelebt. In Streit steht
vorliegend jedoch keine laufende Geldleistung.

Â 

â��Laufendâ�� ist eine Geldleistung grundsÃ¤tzlich dann, wenn sie regelmÃ¤Ã�ig
wiederkehrend fÃ¼r bestimmte Zeitabschnitte gezahlt wird (vgl. Groth in jurisPK-
SGB I, 4. Auflage 2024, Â§ 56 Rn. 15, Stand: 15.06.2024). Nach der stÃ¤ndigen
Rechtsprechung des BSG (vgl. Urteil vom 26.09.2006 â�� B 1 KR 1/06 R Rn. 11;
Urteil vom 03.07.2012 â�� B 1 KR 6/11 R Rn.11; Urteil vom 08.09.2015 â�� B 1 KR
14/14 R Rn. 24; Beschluss vom 01.04.2019 â�� B 1 KR 1/19 B Rn. 8) kÃ¶nnen zwar
auch KostenerstattungsansprÃ¼che nach dem Recht der gesetzlichen
Krankenversicherung (Â§ 13 Abs. 3 S. 1 SGB V) als laufende Geldleistungen
angesehen werden. Erforderlich ist aber, dass der Kostenerstattungsanspruch
Ã¼ber mehrere Zeitabschnitte selbst beschaffte Leistungen betrifft. An letzterer
Voraussetzung fehlt es vorliegend. Denn ausweislich der vorgelegten Rechnung
vom 19.02.2021 wurde die streitige zahnprothetische Behandlung der Versicherten
im Zeitraum vom 10.12.2020 bis zum 19.01.2021 durchgefÃ¼hrt. Sie erstreckte
sich damit zwar faktisch Ã¼ber zwei Abrechnungsquartale. Sie erfolgte aber
insgesamt nur Ã¼ber einen Zeitraum von etwas mehr als einem Monat und wurde
mit einer einzigen Gesamtrechnung abgerechnet. Eine Vorfinanzierung fÃ¼r eine
sich Ã¼ber einen gewissen Zeitraum erstreckende Gesamtbehandlung erfolgte
damit gerade nicht.

Â 

II. Der KlÃ¤ger ist jedoch Gesamtrechtsnachfolger gemÃ¤Ã� Â§ 58 SGB I i.V.m. Â§
1922 BGB seiner verstorbenen Ehefrau geworden. Er hat insoweit einen Erbschein
des AG R. vom 17.05.2022 vorgelegt, der ihn als Alleinerbe der Versicherten
ausweist. Als solcher ist er zur weiteren Geltendmachung des durch die Versicherte
bereits eingeklagten Anspruchs berechtigt.

Â 

B. Die Voraussetzungen des geltend gemachten Kostenerstattungsanspruchs nach 
Â§ 13 Abs. 3 S. 1 Alt. 2 SGB V sind erfÃ¼llt. Danach sind, sofern eine Krankenkasse
eine Leistung zu Unrecht abgelehnt hat und dem Versicherten dadurch fÃ¼r die
selbstbeschaffte Leistung Kosten entstanden sind, diese von der Krankenkasse in
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der entstandenen HÃ¶he zu erstatten, soweit die Leistung notwendig war.
Vorliegend sind der Versicherten durch die Ablehnung der Beklagten, einen
weiteren Anteil i.H.v. 15 Prozent als Festzuschuss zu zahlen, Kosten i.H.v. 651,37
Euro entstanden. Die Notwendigkeit der zahnprothetischen Behandlung steht
zwischen den Beteiligten nicht in Streit; sie entsprach nach dem Gutachten des G.
insbesondere den Richtlinien und wurde insgesamt von der Beklagten genehmigt.
Die Beklagte hat die Zahlung des weiteren Anteils auch zu Unrecht abgelehnt.

Â 

Der Anspruch auf die GewÃ¤hrung von FestzuschÃ¼ssen richtet sich nach Â§ 55
Abs. 1 SGB V, hier anzuwenden in der ab 01.10.2020 geltenden Fassung. Die Norm
lautet:

Â 

Versicherte haben nach den Vorgaben in den SÃ¤tzen 2 bis 7 Anspruch auf
befundbezogene FestzuschÃ¼sse bei einer medizinisch notwendigen Versorgung
mit Zahnersatz einschlieÃ�lich Zahnkronen und Suprakonstruktionen
(zahnÃ¤rztliche und zahntechnische Leistungen) in den FÃ¤llen, in denen eine
zahnprothetische Versorgung notwendig ist und die geplante Versorgung einer
Methode entspricht, die gemÃ¤Ã� Â§ 135 Abs. 1 anerkannt ist. Die FestzuschÃ¼sse
umfassen 60 Prozent der nach Â§ 57 Abs. 1 Satz 6 und Absatz 2 Satz 5 und 6
festgesetzten BetrÃ¤ge fÃ¼r die jeweilige Regelversorgung. FÃ¼r eigene
BemÃ¼hungen zur Gesunderhaltung der ZÃ¤hne erhÃ¶hen sich die
FestzuschÃ¼sse nach Satz 2 auf 70 Prozent. Die ErhÃ¶hung entfÃ¤llt, wenn der
Gebisszustand des Versicherten regelmÃ¤Ã�ige Zahnpflege nicht erkennen lÃ¤sst
und der Versicherte wÃ¤hrend der letzten fÃ¼nf Jahre vor Beginn der Behandlung

1. die Untersuchungen nach Â§ 22 Abs. 1 nicht in jedem Kalenderhalbjahr in
Anspruch genommen hat und

2. sich nach Vollendung des 18. Lebensjahres nicht wenigstens einmal in
jedem Kalenderjahr hat zahnÃ¤rztlich untersuchen lassen.

Â 

Die FestzuschÃ¼sse nach Satz 2 erhÃ¶hen sich auf 75 Prozent, wenn der
Versicherte seine ZÃ¤hne regelmÃ¤Ã�ig gepflegt und in den letzten zehn
Kalenderjahren vor Beginn der Behandlung die Untersuchungen nach Satz 4 Nr. 1
und 2 ohne Unterbrechung in Anspruch genommen hat. In begrÃ¼ndeten
AusnahmefÃ¤llen kÃ¶nnen die Krankenkassen abweichend von Satz 5 die
FestzuschÃ¼sse nach Satz 2 auf 75 Prozent erhÃ¶hen, wenn der Versicherte seine
ZÃ¤hne regelmÃ¤Ã�ig gepflegt und in den letzten zehn Jahren vor Beginn der
Behandlungen die Untersuchungen nach Satz 4 Nummer 1 und 2 nur mit einer
einmaligen Unterbrechung in Anspruch genommen hat.

Â 
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Dass die Versicherte dem Grunde nach einen Anspruch auf die GewÃ¤hrung der
FestzuschÃ¼sse hatte, ist zwischen den Beteiligten nicht streitig. Die Beteiligten
streiten vielmehr allein um die HÃ¶he der zu gewÃ¤hrenden FestzuschÃ¼sse.
Insbesondere geht es um die Frage, ob das einmalige VersÃ¤umnis der
DurchfÃ¼hrung eine Zahnvorsorgeuntersuchung im Jahr 2019 unberÃ¼cksichtigt
bleiben kann.

Â 

C. Die tatbestandlichen Voraussetzungen des Â§ 55 Abs. 1 S. 6 SGB V sind
vorliegend erfÃ¼llt. Die Verstorbene hatte insbesondere in den letzten zehn Jahren
vor Beginn der Behandlungen die Untersuchungen nach Satz 4 Nummer 1 und 2 nur
mit einer einmaligen Unterbrechung in Anspruch genommen (dazu unter I.). Es liegt
Ã¼berdies auch ein begrÃ¼ndeter Ausnahmefall vor (dazu unter II.).

Â 

I. Die ErhÃ¶hung der FestzuschÃ¼sse von 60 auf 75 Prozent setzt tatbestandlich
zunÃ¤chst die regelmÃ¤Ã�ige Zahnpflege â�� die zwischen den Beteiligten
unstreitig ist â�� sowie darÃ¼ber hinaus voraus, dass in den letzten zehn Jahren
vor Beginn der Behandlungen die Untersuchungen nach Satz 4 Nummer 1 und 2 nur
mit einer einmaligen Unterbrechung in Anspruch genommen wurden. Entgegen der
Auffassung der Beklagten ist es danach fÃ¼r den Anspruch nicht erforderlich, dass
das einmalige VersÃ¤umnis einer Vorsorgeuntersuchung mehr als fÃ¼nf Jahre
zurÃ¼ckliegt. Auch eine (einjÃ¤hrige) VorsorgelÃ¼cke in den letzten fÃ¼nf Jahren
vor Antragstellung erfÃ¼llt die tatbestandlichen Vorrausetzungen (so auch BlÃ¶cher
in Hauck/Noftz, SGB V, Â§ 55 Rn. 68 ).

Â 

1.) Der Wortlaut des Â§ 55 Abs. 1 S. 6 SGB V stÃ¼tzt die Auffassung der Beklagten
nicht. Dort heiÃ�t es, dass lediglich ein einmaliges VersÃ¤umnis der
Vorsorgeuntersuchung â��in den letzten zehn Jahren vor Behandlungsbeginnâ��
erfolgt sein darf. Eine nÃ¤here Eingrenzung, dass das VersÃ¤umnis mehr als fÃ¼nf
Jahre zurÃ¼ckliegen mÃ¼sse, ist der Formulierung hingegen nicht zu entnehmen.

Â 

2.) Auch den Gesetzesmaterialien kann die EinschrÃ¤nkung, wie sie von der
Beklagten vertreten wird, nicht entnommen werden. Â§ 55 Abs. 1 S. 6 SGB V in der
hier maÃ�geblichen Fassung vom 06.05.2019 wurde durch das Gesetz fÃ¼r
schnellere Termine und bessere Versorgung (Terminservice- und Versorgungsgesetz
â�� TSVG, BGBl. I 2019, S. 646) mit Wirkung zum 01.10.2020 eingefÃ¼hrt. In der
GesetzesbegrÃ¼ndung wird ausgefÃ¼hrt, dass die Bonusregelung zur ErhÃ¶hung
des Festzuschusses fÃ¼r Zahnersatz versichertenfreundlicher ausgestaltet werden
solle (vgl. BT-Drs. 19/8351, S. 217). Zwar verweist der Gesetzgeber auf die bislang
geltende Rechtslage und fÃ¼hrt aus, dass die versicherte Person bisher nur dann
einen Anspruch auf einen weiteren Bonus Ã¼ber die vorhergehende ErhÃ¶hung
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hinaus habe, wenn er regelmÃ¤Ã�ig seine ZÃ¤hne gepflegt und in den letzten zehn
Kalenderjahren vor Behandlungsbeginn die Vorsorgeuntersuchungen regelmÃ¤Ã�ig
in Anspruch genommen habe. Allein die ErwÃ¤hnung des weiteren Bonus Ã¼ber die
vorhergehende ErhÃ¶hung hinaus bedeutet aber nicht, dass auch nach der
gesetzlichen Neuregelung ein Festzuschuss von 75 Prozent nur dann erfolgen soll,
wenn die Vorrausetzung eines Zuschusses i.H.v. 70 Prozent vorliegen. Â§ 55 Abs. 1
S. 6 SGB V ist vielmehr als eigenstÃ¤ndiger Tatbestand zu verstehen, der
Versicherten bei ErfÃ¼llung der dort genannten Voraussetzungen einen autonomen
Anspruch auf den 75-prozentigen Festzuschuss erÃ¶ffnen sollte, unabhÃ¤ngig
davon, ob die Voraussetzungen fÃ¼r den 70-prozentigen Zuschuss nach Â§ 55 Abs.
1 S. 3, 4 SGB V erfÃ¼llt wurden oder nicht. DafÃ¼r spricht schon, dass der
Gesetzgeber bei EinfÃ¼hrung des Satzes 6 zum 01.10.2020 auch den Wortlaut des
Satzes 5 geÃ¤ndert hat: WÃ¤hrend Satz 5 in der bis zum 30.09.2020 geltenden
Fassung noch von einer ErhÃ¶hung um weitere 10 vom Hundert sprach, wurde in
der ab 01.10.2020 geltenden Fassung der Betrag von 75 Prozent festgeschrieben.
Die AbhÃ¤ngigkeit von der ersten ErhÃ¶hung wurde damit sprachlich aufgehoben.
Im Ã�brigen wÃ¤re es auch anders nicht zu erklÃ¤ren, warum der Gesetzgeber
weder im Gesetzeswortlaut noch in der BegrÃ¼ndung explizit darauf hingewiesen
hat, dass das VersÃ¤umnis der Vorsorgeuntersuchung mehr als fÃ¼nf Jahre
zurÃ¼ckliegen mÃ¼sse, anstatt sich fÃ¼r die Formulierung â��in den letzten zehn
Jahrenâ�� zu entscheiden. 

Â 

3.) Ein anderes Ergebnis ist auch der Gesetzessystematik nicht zu entnehmen. Zwar
sieht Â§ 55 Abs. 1 S. 6 SGB V ausdrÃ¼cklich eine ErhÃ¶hung der FestzuschÃ¼sse
auf 75 Prozent abweichend von Satz 5, nicht aber auch von den SÃ¤tzen 3 und 4
vor, in denen die ErhÃ¶hung auf 70 Prozent geregelt ist. Daraus kann aber nicht der
Schluss gezogen werden, dass die Voraussetzungen der SÃ¤tze 3 und 4, also u.a.
ein lÃ¼ckenloser Nachweis Ã¼ber Vorsorgeuntersuchungen in den letzten fÃ¼nf
Jahren, kumulativ zu den in Satz 6 genannten vorliegen mÃ¼ssten. Die
Formulierung â��abweichend von Satz 5â�� ist vielmehr im Zusammenhang mit der
Angabe zur HÃ¶he der FestzuschÃ¼sse, nÃ¤mlich 75 Prozent, zu lesen. Deren
grundsÃ¤tzliche GewÃ¤hrung regelt allein Satz 5, so dass auch nur eine
abweichende Reglung von dieser Vorschrift getroffen werden musste.

Â 

4.) Sinn und Zweck der zum 01.10.2020 neu eingefÃ¼hrten Reglung war es, die
Bonusregelung zur ErhÃ¶hung des Festzuschusses fÃ¼r Zahnersatz
versichertenfreundlicher auszugestalten. In begrÃ¼ndeten AusnahmefÃ¤llen soll
zukÃ¼nftig ein einmaliges VersÃ¤umen einer Vorsorgeuntersuchung folgenlos
bleiben (so der Wortlaut der GesetzesbegrÃ¼ndung, vgl. BT-Drs. 19/8351, S. 217).
Eine versichertenfreundlichere Regelung wird aber nur erreicht, wenn sich bei
einem Blick ins Gesetz auch fÃ¼r einen juristischen Laien unmittelbar erschlieÃ�t,
unter welchen Voraussetzungen er Anspruch auf die begehrte Leistung hat. Dieses
Ziel wird nur dann erreicht, wenn entsprechend dem Wortlaut der Regelung ein
einmaliges VersÃ¤umnis innerhalb der vorausgegangen zehn Jahre â�� gleich in
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welchem Jahr â�� als folgenlos angesehen werden kann.

Â 

5.) Soweit die Beklagte fÃ¼r ihre Rechtsauffassung auf die Homepage der
KassenzahnÃ¤rztlichen Bundesvereinigung (KZBV) sowie auf einen
Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen verweist, fÃ¼hrt dies zu keinem
anderen Ergebnis.

Â 

a) Die KZBV fÃ¼hrt auf ihrer Informationsseite zu FestzuschÃ¼ssen bei Zahnersatz
(https://www.kzbv.de/festzuschuesse-zum-zahnersatz.37.de.html) Folgendes aus:

Â 

Die Ausnahmeregelung greift aber nur fÃ¼r den sog. groÃ�en Bonus nach 10
Jahren. Liegen die Voraussetzungen fÃ¼r den kleinen Bonusanspruch nach 5 Jahren
nicht vor, greift die Regelung nicht. Es muss daher immer die lÃ¼ckenlose
Inanspruchnahme der Untersuchungen fÃ¼r mindestens 5 Jahre unmittelbar vor der
Behandlung nachgewiesen werden kÃ¶nnen.

Â 

Inhaltlich stÃ¼tzt dies zwar die Auffassung der Beklagten. Letztlich handelt es sich
aber hierbei lediglich um die Rechtsauffassung der KZBV, der keinerlei
Bindungswirkung zukommt.

Â 

b) Und auch der Gerichtsbescheid des Sozialgerichts MÃ¼nchen (vom 28.12.2022
â�� S 61 KR 1010/22) ist zur StÃ¼tzung der Rechtsauffassung der Beklagten nicht
ergiebig. Auch wenn das Sozialgericht der Auffassung der Beklagten
mÃ¶glicherweise gefolgt sein sollte, so macht es in der zitierten Entscheidung
jedenfalls keinerlei AusfÃ¼hrungen zu der hier streitigen Rechtsfrage und setzt sich
mit der Problematik in keinster Weise auseinander. Es stellt lediglich fest, dass die
Voraussetzungen fÃ¼r den niedrigeren Bonus nicht vorlÃ¤gen und fÃ¼hrt sodann
aus, dass keine Anhaltspunkte dafÃ¼r ersichtlich seien, dass der dortigen KlÃ¤gerin
aus gesundheitlichen GrÃ¼nden eine zahnÃ¤rztliche Untersuchung im streitigen
Jahr unmÃ¶glich gewesen sei. Letztere AusfÃ¼hrungen lassen â�� anders als es die
Beklagte meint â�� vielmehr darauf schlieÃ�en, dass bei Darlegung ausreichender
gesundheitlicher GrÃ¼nde das Sozialgericht den hÃ¶heren Zuschuss
mÃ¶glicherweise doch zugesprochen hÃ¤tte.

Â 

II. Des Weiteren lag auch ein begrÃ¼ndeter Ausnahmefall i.S.d. Â§ 55 Abs. 1 S. 6
SGB V vor. Die Versicherte war aus gesundheitlichen GrÃ¼nden daran gehindert, im
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Jahr 2019 eine zahnÃ¤rztliche Vorsorgeuntersuchung durchfÃ¼hren zu lassen.

Â 

1.) Bei der gesetzlichen Formulierung â��begrÃ¼ndeter Ausnahmefallâ�� handelt
es sich um einen unbestimmten Rechtsbegriff, der der vollen gerichtlichen
Ã�berprÃ¼fung unterliegt. Daran Ã¤ndert auch der Umstand nichts, dass
vorliegend eine sog. Kopplungsvorschrift vorliegt, in der unbestimmter
Rechtsbegriff und Ermessen miteinander kombiniert werden. Zwar wird in einem
solchen Fall der Ermessensspielraum der Verwaltung erheblich eingeschrÃ¤nkt, weil
z.T. die gleichen ErwÃ¤gungen im Rahmen der AusfÃ¼llung des unbestimmten
Rechtsbegriffs und bei der ErmessensausÃ¼bung anzustellen sind (vgl. dazu Groth
in jurisPK-SGB I, 4. Auflage 2024, Â§ 39 Rn. 27 ). Ein solches Ergebnis ist aber
hinzunehmen, weil nicht ausgeschlossen ist, dass im Rahmen der
EinzelfallprÃ¼fung noch ergÃ¤nzende Gesichtspunkte bei der
ErmessensausÃ¼bung zu berÃ¼cksichtigen sind.

Â 

2.) Im hier zu entscheidenden Fall ist das Vorliegen eines begrÃ¼ndeten
Ausnahmefalles zu bejahen. Wann ein solcher vorliegt, ist gesetzlich nicht nÃ¤her
geregelt. Auch die GesetzesbegrÃ¼ndung (BT-Drs. 19/8351, S. 217) ist zur
Auslegung des unbestimmten Rechtsbegriffs unergiebig. Jedenfalls fallen hierunter
aber Sachverhaltskonstellationen, in denen sich die einmalige Unterbrechung der
Kontrolluntersuchungen nicht auf ein VersÃ¤umnis der versicherten Person
zurÃ¼ckfÃ¼hren lÃ¤sst (vgl. dazu BlÃ¶cher in Hauck/Noftz, SGB V, Â§ 55 Rn. 68 ).
Die Beklagte hat selbst eingerÃ¤umt, dass sie einen begrÃ¼ndeten Ausnahmefall
grundsÃ¤tzlich bei Vorliegen gesundheitlicher EinschrÃ¤nkungen fÃ¼r gegeben
halten wÃ¼rde. Dem ist zuzustimmen, weil gerade bei schweren, langwierigen
Erkrankungen die DurchfÃ¼hrung einer zahnÃ¤rztlichen Vorsorgeuntersuchung ggf.
nicht mÃ¶glich sein kann.

Â 

Gesundheitliche EinschrÃ¤nkungen sind aber nicht nur dann als ein begrÃ¼ndeter
Ausnahmefall anzusehen, wenn der versicherten Person eine Vorsorgeuntersuchung
an allen 365 Tagen innerhalb eines Kalenderjahres nachgewiesen unmÃ¶glich war.
Ein solches Erfordernis dÃ¼rfte die Nachweispflicht der Versicherten
Ã¼berspannen, weil in einem solchen Fall fÃ¼r jeden einzelnen Tag ein Ã¤rztliches
Attest benÃ¶tigt wÃ¼rde. Ausreichen muss es vielmehr, dass die versicherte Person
das Vorliegen einer schweren Erkrankung in einem im Hinblick auf ihre Dauer
relevanten Zeitraum nachweist, so dass sich bei objektiver Sichtweise einem
neutralen Beurteiler erschlieÃ�t, dass eine Vorsorgeuntersuchung nicht oder nur
unter weiterer GefÃ¤hrdung oder BeeintrÃ¤chtigung der Gesundheit mÃ¶glich bzw.
unzumutbar gewesen wÃ¤re. In zeitlicher Hinsicht ist dabei zu berÃ¼cksichtigen,
dass nach der gesetzlichen Regelung des Â§ 55 Abs. 1 S. 4 Nr. 2 SGB V das
Kalenderjahr zur DurchfÃ¼hrung der Vorsorgeuntersuchung vollstÃ¤ndig
ausgeschÃ¶pft werden kann. Aus diesem Grunde dÃ¼rfte es beispielsweise
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unzulÃ¤ssig sein, Versicherte, die in der zweiten JahreshÃ¤lfte schwer erkranken,
auf die MÃ¶glichkeit der Vorsorgeuntersuchung in der ersten JahreshÃ¤lfte zu
verweisen.

Â 

Nach diesen GrundsÃ¤tzen war im vorliegenden Fall bei der Versicherten vom
Vorliegen eines begrÃ¼ndeten Ausnahmefalles i.S. einer schweren
gesundheitlichen BeeintrÃ¤chtigung auszugehen. Die Versicherte hatte sich
zunÃ¤chst seit Beginn des Jahres 2019 in S. aufgehalten, wo sie Anfang MÃ¤rz
einen Schlaganfall erlitt und anschlieÃ�end ein Magenkarzinom diagnostiziert
wurde. Nach RÃ¼ckkehr folgte ein stationÃ¤rer Krankenhausaufenthalt zur weiteren
Diagnostik in der Zeit vom 20.03. bis zum 29.03.2019, wÃ¤hrend dessen sie eine
Lungenembolie erlitt. Ab dem 15.04.2019 begann der erste von vier Zyklen einer
Chemotherapie. In der Zeit vom 07.06. bis zum 11.06.2019 erfolgte ein weiterer
stationÃ¤rer Krankenhausaufenthalt, bei dem die COPD der Versicherten behandelt
wurde. Ab dem 24.06. bis zum 28.08.2019 erfolgte ebenfalls stationÃ¤r die
Totalentnahme des Magens, der Gallenblase und eines Lymphknotens, wobei es zu
Komplikationen kam, so dass die Versicherte 10 Tage in ein kÃ¼nstliches Koma
versetzt wurde und sieben Wochen auf der Intensivstation lag. An den stationÃ¤ren
Krankenhausaufenthalt schloss sich vom 02.09. bis zum 23.09.2019 eine
stationÃ¤re RehabilitationsmaÃ�nahme an. In der Folgezeit litt die KlÃ¤gerin am
sog. Dumpingsyndrom mit Ã�belkeit, Schwindel, Appetitlosigkeit,
ErschÃ¶pfungszustÃ¤nden und innerer Unruhe bei einem Gewichtsverlust von 15
kg. Im Dezember 2019 kam Ã¼berdies ein ErkÃ¤ltungsinfekt hinzu, der auf Grund
starken Hustens zu einem Narbenbruch der OP-Narbe fÃ¼hrte.

Â 

Angesichts der bei der Versicherten im Jahr 2019 vorliegenden Erkrankungen mit
erheblichen kÃ¶rperlichen Auswirkungen erscheint es unmittelbar nachvollziehbar,
dass sie in diesem Jahr eine zahnÃ¤rztliche Vorsorgeuntersuchung versÃ¤umte. Ihre
UnfÃ¤higkeit, zu reinen VorsorgemaÃ�nahmen das Haus zu verlassen, wird auch
von ihrer HausÃ¤rztin glaubhaft bestÃ¤tigt (Attest vom 06.01.2021).

Â 

Wenn die Beklagte hiergegen anfÃ¼hrt, dass die KlÃ¤gerin ausweislich ihrer
Angaben im Rahmen der Pflegebegutachtung sehr wohl zumindest in Begleitung zu
Arztbesuchen in der Lage gewesen sei, so lÃ¤sst diese Auffassung den Unterschied
zwischen akut erforderlichen, zu kurativen Zwecken durchgefÃ¼hrten Arztbesuchen
und reinen VorsorgemaÃ�nahmen auÃ�er Acht. Letztere treten naturgemÃ¤Ã�
angesichts einer schweren Krebserkrankung in den Hintergrund, wenn zahlreiche,
dringende BehandlungsmaÃ�nahmen schon viel Zeit und Kraft der Erkrankten in
Anspruch nehmen. Zudem ist zu berÃ¼cksichtigen, dass die Verstorbene trotz ihrer
Erkrankung zweimal einen Termin (am 21.10.2019 und 09.12.2019) zur
DurchfÃ¼hrung der Vorsorgeuntersuchung bei ihrem Zahnarzt vereinbart hatte
(Bescheinigung vom 05.01.2021), diese letztlich aber auf Grund ihrer Erkrankung
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absagen musste. Der Verweis der Beklagten darauf, dass in AusnahmefÃ¤llen eine
Vorsorgeuntersuchung auch als Hausbesuch durchgefÃ¼hrt werden kÃ¶nne,
verkennt, dass der letzte geplante Vorsorgetermin am 09.12.2019 war. Angesichts
der bevorstehenden Feiertage und des Jahresendes, vor dem viele Versicherte noch
die notwendige Vorsorgeuntersuchung durchfÃ¼hren lassen wollen, erscheint es
auch unwahrscheinlich, dass ein Hausbesuch noch mÃ¶glich gewesen wÃ¤re. 

Â 

III. Lagen damit die tatbestandlichen Voraussetzungen des Â§ 55 Abs. 1 S. 6 SGB V
vor, so war die Verurteilung der Beklagten im Rahmen des ihr eingerÃ¤umten
Ermessens zu einer Neubescheidung unter BerÃ¼cksichtigung der
Rechtsauffassung des Gerichts durch das Sozialgericht nicht zu beanstanden.

Â 

D. Der Vorschlag zur Kostenentscheidung beruht auf Â§ 197a Abs. 1 S. 1 i.V.m. Â§
183 S. 2 SGG und Â§ 154 Abs. 2 VwGO. Insbesondere war das Verfahren fÃ¼r den
KlÃ¤ger nicht nach Â§ 183 S. 1 SGG kostenfrei, weil eine Sonderrechtsnachfolge
i.S.d. Â§ 56 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 SGB I nicht vorliegt (s.o.). 

Â 

Eine Kostenfreiheit nach Â§ 183 S. 2 SGG liegt ebenfalls nicht vor, weil die
Versicherte bereits am 00.00.0000 und damit noch wÃ¤hrend des erstinstanzlichen
Verfahrens verstorben ist. Das Berufungsverfahren war daher nicht mehr von der
Kostenprivilegierung des Â§ 183 S. 2 SGG umfasst.

Â 

E. GrÃ¼nde fÃ¼r die Zulassung der Revision i.S.d. Â§ 160 Abs. 2 SGG liegen nicht
vor. 

Â 

F. Der Vorschlag zur Festsetzung des Streitwertes fÃ¼r das Berufungsverfahren
beruht auf Â§Â 197a Abs. 1 S. 1 SGG i.V.m. Â§Â§ 52 Abs. 1 und 3 S. 1, 47 Abs. 1 S. 1
GKG.

Â 

Erstellt am: 18.10.2024

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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